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Treuhandanstalt - wie welter?  

Das gegenArtige Erscheinungsbild der Treuhandanstalt, der "groBten Holding" der Welt, 
ist nicht gerade hoffnungweckend: Es wird gepragt von widersprUchlichen Aussagen zu 
ihrer Verantwortung, nicht sichtbaren Ergebnissen bei der Sanierung von Unternehmen 
und dem Erhalt von Arbeitsplatzen, mangelnder Transparenz ihrer Entscheidungen zur 
Privatisierung, Verschleppung bei der EigentumsUbertragung an die Kommunen und nicht 
zuletzt fehlenden EinfluBmoglichkeiten der ArbeitnehmerInnen auf sie selbst und ihre 
Zukunft betreffende Entscheidungen. 

Dabei geht es um das Schicksal von fast vier Millionen Arbeitsp15tzen in nahezu 8 000 
Betrieben. Angesichts der dramatisch steigenden Arbeitslosigkeit - einschlieBlich 
ihrer verdeckten Formen wie Kurzarbeit, vorzeitiger Ruhestand und "Warteschleife" fOr 
Besch5ftigte des offentlichen Dienstes - wachsen die Forderungen insbesondere der Ge-
--)rkschaften nach Losungen, die den Erhalt. von Arbeitsplatzen sichern. 

Gebildet wurde die Treuhandanstalt auf der Grundlage eines Beschlusses der Modrow-
Regierung vom 1. 3. 1990. Ziel war zu diesem Zeitpunkt die treul-diderische Verwaltung 
des Volkseigentums in Form von marktwirtschaftlich organisierten Kapitalgesellschaf ten 
im Interesse der Allgemeinheit. Der Verkauf von Geschfftsanteilen bzw. Aktien - d. h. 
die Privatisierung von Teilen des Volkseigentums - wurde fUr zul5ssig erkl5rt, jedoch 
an die Zustimmung der parit5tisch aus Vertretern der Belegschaft und der Anteilseigner 
zusammenzusetzenden Aufsichtsr5te und bei Ver5nderung der BeherrschungsverhKtnisse, 
an die Zustimmung der zust5ndigen Volksvertretung gebunden. 

Lukrative Privatisierung fUr Grakinternehmen 

Hit dem von der de Maiziere-Regierung vorgelegten und am 17. 6. 1990 durch die Volks-
kammer beschlossenen Treuhandgesetz wurde diese Zielstellung prinzipiell ge5ndert. 
Im § 1 wurde festgelegt: "Das volkseigene Vermogen ist zu privatisieren". Es ging also 
nicht mehr um marktgerechte Organisierung von Gemeineigentum und seine Chancengleich-
heit gegenUber anderen Eigentumsformen. Anliegen war vie1mehr die Ubereignung der bis-
herigen volkseigenen Betriebe - besonders der lukrativen "Rosinen" - an westdeutsche 
Groflunternehmen. Die FOhrungsspitze der Treuhandanstalt wurde inzwischen mit Managern 
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aus der Alt-BRD besetzt. Folgerichtig wurden elle Vorschlege der PDS in den kontrover-
sen Debatten der Volkskammer zu diesem Gesetz und denach zum Statut der Treuhandanstalt 
von der Mehrheit der Koalitionsparteien abgelehnt. Das betraf insbesondere 

- die Forderung natl.) Streichung der vor dem 1. 7. 1990 - also vor der Wahrungsunion - 
eingetretenen Schulden für elle sanierungsfahigen Betriebe. Diese Schulden sind durch 
das alte System der Planwirtschaft entstanden und nicht auf subjektives Versagen der 
Betriebe zUrUckzufUhren. Mit dieser vorgeschlagenen Entschuldung sollte den Unternehmen 
die Moglichkeit gegeben werden, sich weitgehend eigenstendig auf die Wettbewerbsbedin-
gungen der Marktwirtschaft einzustellen. 
Dieser Antrag der PDS wurde zurUckgewiesen. Erst als die Masse der Unternehmen nach 
dem 1. Juli durch den Crash-Kurs der Wehrungsunion in euBerste Liquiditatsschwierigkei-
-ten geriet und em n Zusammenbruch der gesamten Wirtscheft drohte, sah sich die de Mai-
ziere-Regierung gezwungen, diese Schulden zundchst zu stunden und die Zinsen vorerst 
durch die Treuhandanstalt zu begleichen. Nun soil nach Vorliegen der.DM-Erbffnungsbilar-
zen im Einzelverfahren Uber die teilweise oder v011ige Entschuldung entschieden werden, 
Da die entsprechenden Betrage von der Treuhandanstalt Ubernommen werden sollen, schme-
lert das jedoch die Finanzierung von notwendigen SanierungsmaBnahmen aus Erlosen der 
Treuhandanstalt; 

- die Forderung nach Aufnahme von Vertretern der Gewerkschaft als Interessenvertreter 
der ArbeitnehmerInnen in den Verwaltungsrat der Treuhandanstalt. 
Auch dieser Vorschlag der PDS wurde zunechst abgelehnt. [rat nachdem sich der Druck 
der im DGB vereinigten Gewerkschaften versterkt hatte, wandelte sich schrittweise die 
Meinung bei SPD und schlieBlich auch CDU bin zu einer Befftwortung der Aufnahme von 
Gewerkschaftsvertretern in die Treuhand; 

- die Forderung nach einem verbrieften Anteilsrecht der DDR-BOrger an dem von ihnen 
erarbeiteten Volkseigentum. 
Stattdessen wurden in den Einigungsvertrag nur verschwommene und zu nichts verpflichten-
de Formulierungen Ober einen spdter eventuell mdglichen Ausgleich.fOr die bei der Wdh-
rungsumstellung verlorenen Sparbetrdge aufgenommen. 

Ostrander als Produktionsstandort erhalten 

Was ist angesichts der aktuellen Situation erforderlich? 

1. Notwendig ist zuerst und vor allem derErhalt und Ausbau der neuen Bundeslander 
als Produktions- und Investitionsstandort. Sie dUrfen nicht nur Absatzmarkt und verlen-
gerte Werkbank fUr GroBunternehmen und Handelsketten der Alt-Bundeslander sein. Sanie-
rung der Unternehmen, um sie wettbewerbsfehig zu machen, verbunden mit einer aktiven 
Struktur- und Bescheftigungspolitik durch Bund, Lender und Kommunen - nur so kOnnen 
schrittweise der AnschluB an das Produktivitetsniveau der Alt-BRD gewonnen und zugleich 
Massenarbeitslosigkeit beseitigt werden. Das war auch das Anliegen einer Aktion von 
2 000 Gewerkschaftern der IG Metall aus Berlin, Frankfurt/Oder, Potsdam und Cottbus 
am 28. 11. vor dem Haus der Treuhandanstalt in Berlin. Sie forderten, daB strukturpo-
litische Gesichtspunkte in den Vordergrund zu rUcken sind, daB die Hauptaufgabe der 
Treuhandanstalt in der Sanierung und nicht in einer Privatisierung "koste es was es 
wolle" bestehen muB. Das Presidium des Parteivorstandes der PDS hat sich in einem Brief 
an die Teilnehmer dieser Aktion mit ihrem Anliegen solidarisiert. 

NatUrlich kann die Sanierung der Unternehmen nicht mit den verfehlten Methoden 
einer durch das Leben widerlegten zentralistischen*Wirtschaftsplanung erreicht wer-
den, sondern muB nach marktwirtschaftlichen Grundsetzen erfolgen. Aber genauso ver-
fehlt ist es, allein auf das freie Spiel der Marktkrafte zu bauen. Ubrigens war Anfang 
der 50er Jahre auch das Erhardt'sche "Wirtschaftswunder" mit weitreichenden staatlichen  
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Eingriffen und Regulierungen verbunden. Beispiele sind der Aufbau von bundeseigenen 
Konzernen (wie Volkswagen, Salzgitter, VEBA), das Investitionshilfegesetz 1952, Sub-
ventionsprogramme und umfangreiche staatliche InfrastrukturmaBnahmen. 

WidersprUchlich sind die Aussagen von Treuhandanstalt-President Rohwedder. Auf der 
einen Seite: Privatisierung ohne Sanierung sei eine "Politik der verbrannten Erde" 
(lt. "Frankfurter Allgemeine Zeitung " vom 8. 11. 1990). Auf der anderen Seite: Die 
Treuhand solle nicht als die groBe allumfassende Struktur- und Sanierungsbehbrde in 
die Geschichte eingehen "Neue Zeit" vom 3. 11. 1990). Seine Stellvertreterin 
Birgit Breuel tint "Handelsblatt" vom 16. 11. 1990) die Klerung darUber fUr not-
wenig, "ob die Treuhandanstalt primer Geld einbringen oder Betriebe und Arbeitspletze 
sichern solle". Es bestehen also sChon innerhalb der Treuhandanstalt grundsetzliche 
Differenzen Uber ihre Ziele und Aufgaben. Es ist daher weder Uberraschend noch verwun-
derlich, daB die bisherigen Arbeitsergebnisse von nahezu alien Seiten mit.negativen 
'Lorzeichen bewertet werden. 

Unsere feste Meinung ist: Sanierung von Unternehmen mit Hilfe der Treuhandanstalt und 
Privatisierung dUrfen nicht als sich ausschlieBende Alternativen gegenUbergestellt 
werden. Es geht um den Erhalt der ostdeutschen Lender als Industriestandort und die 
Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit! Deshalb muB der zweckmdBigste Weg danach be-
stimmt werden, wie am beaten Wettbewerbsfehigkeit der Unternehmen und Sicherung von 
Arbeitsplatzen verbunden werden. 

Die Praxis unserer Tage beweist: Appelle an Investoren - selbst verbunden mit bestimm-
ten Anreizen - reichen ebenso wenig aus, wie bloBe Verwaltung von Arbeitslosigkeit. 
Notwendig ist eine gewissermaBen "konzertierte Aktion", em n mehrjehriges Struktur-
und Beschaftigungsprogramm der Bundesregierung mit den Lendern, Unternehmensverbenden 
und Gewerkschaf ten fUr die neuen Bundeslender. In diesem Rahmen muB die Treuhandan-
stalt dem Ziel einer aktiven Strukturpolitik verpflichtet sein. Das schlieSt die Pri-
vatisierung nicht aus. Aber die Privatisierung von Unternehmen muB nach einem durch-
dachten Konzept erfolgen, das den Interessen der BUrgerInnen der ostlichen Bundeslen-
der entspricht. Gefdrdert werden saute nicht zuletzt das Belegschaftseigentum. 

7"der Maklerbehorde noch Auktionshaus 

2. Notwendig ist in diesem Zusammenhang die Durchschaubarkeit der Entscheidungen der 
Treuhandanstalt. 

Gegenwertig gibt es nur wenige aussagefehige Informationen Ober bereits durchge-
fUhrte oder bevorstehende Privatisierungen. Die in die Medien gelangten Meldungen zei-
gen, daB es sich offensichtlich um lukrative Rosinen sowohl vom Standpunkt des Pro-
duktionsprofils und der damit verbundenen Absatzchancen als auch der technischen Aus-
stattung handelt - Planeta Radebeul, Synthesewerk Schwarzheide, Teile der Nachrichten-
elektronik Leipzig, Wellpappenwerk Arnstadt, Zementwerke in RUdersdorf und Karsdorf. 
Zu den Nerkaufserlbsen gibt es in der Regel keine Aussagen. Das stUtzt Vermutungen, 
daB hier em n Ausverkauf zugunsten der fUhrenden Unternehmen in den Alt-Bundeslendern 
erfolgt. Schlimmer noch: In Suhl wollte der Niederlassungsleiter der Treuhandanstalt, 
Dr. Richard Brendle aus Esslingen, in einem Pressegesprech nicht einmal die Namen der 
verkauften Betriebe nennen, da "es nicht in jedem Falle mdglich gewesen sei, die Beleg-
schaf ten bereits zu informieren." Was das mit der vielgepriesenen Demokratie zu tun 
hat, wird wohl das Geheimnis solcher Treuhandmanager bleiben. Das gezielte Verwirrspiel 
um die Interf lug pant sich hier em. JUngst erklerte Treuhandanstaltspresident Rohwedder, 
GroBunternehmen mfflten such bereit sein, Abschied zu nehmen von ihren "Perlen", von 
jenen Bereichen also, mit denen am leichtesten Geld gemacht werden kann und die auch 
unschwer zu verkaufen seien. ("Der Morgen" vom 21. 12. 1990) 

Franz SteinkUhler, [rater Vorsitzender der 16 Metall, schrieb irn "Handelsblatt" vom 
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19./20. 10. 1990: "Das bisherige Verhalten der Treuhandanstalt ndhrt den Verdacht, 
daB sie zu Jahresbeginn 1991 wie em n Makler eine riesige Versteigerungsaktion durch-
fUhrt und dann nicht so recht welter weiB... Die Treuhandanstalt wOrde ihrer Aufgabe 
und Pflicht als Anteilseigner besser gerecht, wenn sie sich vorrangig zur Sanierung 
der ostdeutschen Industrie bekennen und den Verkauf nur als eines der Mittel der Sanie-
rung einstufen wurde." 

WidersprOchlich sind die Angaben zu Anzahl und Namen der konkursgefdhrdeten Unternehmen. 
In jUngster Zeit ist von 40 - 45 Betrieben mit 50 000 Beschdftigten - also keinen klei-
nen Unternehmen - die Rede. Pentacon Dresden, Mopedwerke Simson Suhl, Halbleiterwerk 
Frankfurt/Oder, das Pharmaziewerk Neubrandenburg, Mdrkische Faser in Premnitz und Prig-
nitzer Zellstoffe gehdren offensichtlich dazu. Widerspruchliche Aussagen gibt es auch 
zur Zukunft der Jenoptik Carl Zeiss Jena GmbH und der groBen Chemieunternehmen in der 
Region Bitterfeld/Wolfen. Das "Handelsblatt" konstatiert am 3. 12. 1990 tref fend die 
Neigung mancher westdeutscher potentieller Erwerber, einen zu privatisierenden Betrieb 
in Ostdeutschland schnell mit Null bewerten zu lassen, um ihn moglichst preisgOnstig 
einkaufen zu konnen. 

Solchen Absichten kann nur begegnet werden, wenn die Gewerkschaften sowohl im Verwal-
tungsrat der Treuhandanstalt als auch in zu bildenden Beirdten der 15 regionalen Treu-
hand-Niederlassungen vertreten sind, sich dort als Interessenvertreter der Arbeitnehmer-
Innen erweisen und wenn die gewdhlten Betriebsrdte in den Unternehmen in alle Entschei-
dungen zur Sanierung und Privatisierung einbezogen werden. Offenheit, Durchschaubarkeit 
und demokratische Kontrolle stehen dauernd auf der Tagesordnung! Zahlreiche Aktionen 
der letzten Zeit in Unternehmen und Stddten beweisen, daB die Belegschaften und die 
sie vertretenden Betriebsrdte und Gewerkschaf ten solche Rechte erkampfen mUssen. 

Kommunen mUssen gewichtiges Wort mitreden 

3. Notwendig ist schlieBlich die verbindliche Festlegung konkreter EinfluBmoglichkeiten 
der Ldnder und Kommunen auf die Entscheidungen der Treuhandanstalt und ihrer Niederlas-
sungen. Die Entwicklung des gesamten gesellschaftlichen Lebens in den Regionen wird 
entscheidend von der Lebensfdhigkeit der Wirtschaft bestimmt. Das zeigt sich gegenwdrtig. 
schmerzhaft in solchen Problemregionen wie z. B. den Chemiestandorten in Sachsen-Anhal 
den Zentren der Metallurgie und Elektrotechnik in Brandenburg, der KOstenregion und 
den einseitig agrarisch strukturierten Gebieten in Mecklenburg-Vorpommern, den traditio-
nellen Konzentrationspunkten der Metallverarbeitung und vor allem der Leichtindustrie 
in Sachsen und ThUringen. 

Die Mitgliedschaft der Ministerprdsidenten der neuen Bundesldnder im Verwaltungsrat 
der Treuhandanstalt - wie jetzt vorgesehen - ist em n organisatorischer Schritt. Ent-
scheidend ist die inhaltliche Koordinierung aller wesentlichen Entscheidungen zu Sanie-
rung, Privatisierung und nicht zu verhindernder Stillegung von Unternehmen unter regio-
nalen Aspekten. Nur so konnen rechtzeitig neue BeschdftigungsmOglichkeiten fOr durch 
notwendige Rationalisierung freizusetzende Arbeitskr5fte geschaffen werden. Regionale 
Struktur- und Beschdftigungsprogramme sowie territoriale Entwicklungsgesellschaf ten 
kennen dabei eine positive Rolle spielen. 

Eine entscheidende Voraussetzung fOr wirtschaftlichen Aufschwung in den Ldndern und 
Kommunen ist die Stdrkung ihrer Finanzkraft,aus Mit-min des Bundes'insbesondere für 
den raschen Ausbau der produktionsnahen Infrastruktur. 

Aus der Kommission Wirtschafts- Landwirtschafts- und Sozialpolitik 
beim Parteivorstand 
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FUr em n klareres Prof ii der PDS  

- Von Horst Dietzel,Mitglied der Grundsatzkommission helm Parteivorstand der PDS - 

Der Sinn einer politischen Erklarung, die der 2. Parteitag verabschiedet, besteht.fOr 
mich vor allem darin, die Prof ilierung der PDS voranzubringen. Das ist dringend not-
wendig, denn das im Februar 1990 verabschiedete Programm entspricht in vielerlei Hin-
sicht nicht mehr heutigen Erfordernissen. Oas Wahlprogramm, das schon von "Ost-und 
Westlinken" gemeinsam ausgearbeitet wurde, hat die Positionen der PDS zu wesentlichen 
gesellschaftlichen Konfliktfeldern genauer bestimmt. Dennoch brauchen wir em n Aktions-
programm und die Bereitschaft, sich stdrker in die Gesellschaft hineinzubegeben, wirk-
lich Politik mit verschiedenen Mitteln zu machen. Eine Organisation, die sich nur mit 
sich selbst beschdftigtpuB untergehen; sie erfUllt auch keinen Zweck fOr die Gesell-
schaft. 

ndererseits wirft "Politik machen" such immer wieder - Lind heute fOr uns besonders - 
oeue theoretische Fragen auf. Diese ergeben sich nicht nur daraus, alte Fehler auf-
zuarbeiten, sondern auch aus den heutigen Verhdltnissen und daraus, wie wir unsere 
Ziele und Forderungen verwirklichen wollen und konnen. Theorienpluralismus ist erfor-
derlich, reicht aber nicht aus. Die PDS braucht eine zielgerichtete theoretische (pro-
grammatische) Arbeit, um wirklich einen Beitrag zur Rekonstruktion linker Kr5fte in 
Deutschland leisten zu kOnnen. Die politische Erkldrung konnte eine Art "Zwischensta-
tion" und Grundlage fUr beides - Aktionsfdhigkeit und zielgerichtete Programmarbeit - 
sein. 

In welcher Gesellschaft leben wir? 

Im ersten Teil des Diskussionsangebots der Grundsatzkommission (siehe PID Nr. 49 und 
50 bzw, ND vom 18.12.1990) wird zu Recht versucht, die gegenwdrtige Situation zu analy-
sieren und gleichzeitig den "realen Sozialismus" zu bewerten. Ich trage die in Punkt 4 
formulierten Positionen mit: Durch die Art der Vereinigung "wurde der Fortschritt zu 
einer modernen bOrgerlichen Gesellschaft em n duBerst widersprOchlicher Proze(3. Er trdgt 
fOr viele Menschen schwerwiegenden sozialen und humanen RUckschritt in'sich." Und rich-
tig finde ich auch die Einschdtzung, daB as bei der staatlichen Vereinigung nicht 
*-71 einpn beiderseitigen Neuansatz in Ost- und Westdeutschland zur Gestaltung eines 
mokratischen Deutschland ging, sondern um die Ubertragung der vorhandenen westdeut-

schen Machtstrukturen auf den Osten Deutschlands... Damit stellt sich fOr mich zugleich 
auch das Problem: Um welche Machtstrukturen geht es dabei eigentlich? Oder anders ge-
fragt: Um was air eine Gesellschaft handelt es sich, in der wir jetzt leben? 

Mir scheint, wir haben (sicher zu Recht) uns Oberwiegend mit der Einschdtzung des "Re-: 
alsozialismus" und seiner Strukturen befaBt. Haute wird die Frage aber immer dringen-
der, wie wir die jetzigen Verhaltnisse einschdtzen. Konnen wir in dieser Frage wirk-
lich alte Definitionen welter verwenden - wie Kapitalismus oder "staatsmonopolistischer 
Kapitalismus"? Im vorliegenden Papier werden unterschiedliche Begriffe verwendet: "Mo-
derne bOrgerliche Gesellschaft", "kapitaldominierte Gesellschaft", "kapitalistische 
Gesellschaft" usw. Hier geht es m. E. nicht nur schlechthin um Begriffe, sondern um 
sehr wichtige Einschdtzungen, die fOr die politische Arbeit von groBer Bedeutung sind. 
Es geht um das Problem, wie welt wir - und andere politische Kr5fte - tatsdchlich auf 
die Struktur dieser Verhdltnisse EinfluB nehmen kOnnnen, ohne im alten Sinne die Oko-
nomischen Verhdltnisse schon "umgewdlzt" zu haben. Ich halte as air einen wesentlichen 
Fortschritt, wenn Michael Brie u. a. sagt, daB mensch bei den entwickelten westlichen 
Ldndern nicht einfach von "Kepitalismus" sprechen kann, wenn damit einer Vereinfachung 
oder Gleichsetzung'von okonomischen mit den gesamten gesellschaftlichen Verhdltnissen 
entgegengewirkt werden so11.1) Der verbreitete Okonomismus war wirklich kurzschlUssig 
und damit falsch. 
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